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Der !Präses der Kirebenversammlung 
der ~vangelischen Kirche in Deutschland. 

Eisenach, den 13. Juli 1948. 

An den 

.Rat" der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

Die Kirchenversammlung der Evangelischen Kirche in Deutschland hat heute die anliegende Grund­

ot·dnung einstimmig angeriominen. 

Sie hat den Rat ermächtigt, -den Landeskirchen für ihre Erklärungen gemäß § 9 Absatz III der Verord­

nung vom 14. Januar 1948 über das Zustandekommen einer Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutsch­

land eine Frist zu setzen. 

Ich übergebe dem )itat der Evangelischen Kirche in Deutschland· die Grundordnung mit der Bitte, ge­

mäß§§ 9 und 10 der Verordnung über das Zustandekommen einer. Grundordnung der Eval).gelischen Kirche in 

Deutschland _zu verfahien. 
gez. Dr. Dr. Heinemann. 

Nr. 1 

Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland 
Grundlage der Evangelischen -Kirche in Deutschland ist das Evangelium von Jesus Christus, wie es uns 

in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments g~g~ben ist. Indem sie diese Grundlage anerkennt, bekennt 
sich die EvangelisChe Kirche in Deutschland zu dem Einen Herrn der einen heiligen aligemeinen und apostoli.:. 
Sehen Kirche. 

Gemeinsam mit der alten Kirche steht die Evangelische Kirche in Deutschland auf dem Boden der alt­
kirchlichen Bekenntnisse. 

Für das Ver~tändnis der Heiligen Schrift wie auch der altltirchlichen Bekenntnisse sind in den luthe­
rischen, reformierten und unierten GliedkirChen und Gemeinden die für sie geltenden Bekenntnisse der Refor­
mation maßgebend.· 

, l'o:stversandort: Stuttgart 
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I. Grundbe5tim.munJen 

Artikel 1 

1. Die Evangelische Kirche in Deutschland ist ein 
Bund lutherischer, reformierter und unierter Kirchen, 
Sie achtet i:lie Bekenntnisgrundlage der Gliedkirchen 
und Gemeinden und setzt voraus, daß sie ihr Bekennt­
nis in Lehre, Leben und Ordnung der Kirche wirksam 
werden lassen. 

2. In der Evangelischen Kirche in Deutschland wird 
die bestehende Gemeinschaft der deutschen evange­
lischen Christenheit sichtbar. Mit ihren Gliedkirchen 
bejaht die Evangelische Kirche in Deutschland die von 
der ersten Bekenntnissynode in Barmen getroffenen 

~ Entscheidungen. Sie weiß sich verpflichtet, als . beken­
nende Kirche die Erk~tn~sse des Kirchenkampfes 
über Wesen, Auftrag und Ordnung der Kirche zur Aus­
wirkung zu bringen. Sie ·ruft ,die Gliedkirchen zum 
Hören. auf das Zeugnis der Brüder. Sie hilft ihnen, wo 
es gefordert wird, ,zur ge~einsamen Abwehr· kirchen­
zerstörender Irrlehre. 

Artikel 2 
1. Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch­

land und ihrer Gliedkirchen muß auf der im Vorspruch 
und in Artikel 1 bezeichn~te;_ Gr{mdlage ruhen. 

2. Die gesamtkirchliche Rechtsetzung darf das Be­
kenntnis der Gliedkirchen nicht verletzen; die Recht­
setzung der Gliedkirchen darf dem gesamtkirchlichen 
Recht nicht widersprechen: 

3. Die Evangelische K:irche in Deutschland· steht in 
der Ordnung der Ökumene. 

Artikel 3 

1. Die Evangelische Kirche in Deutschland ist um 
ihres Auftrages willen unabhängig in der Aufstellung 
ihrer Grundsätze, in der Ordnung und Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten und in· der Verleihung und Ab­
erkennung ihrer Ämter. 

2. Die Regelung ihres Verhältnisses zum Staat. bleibt 
einem übereinkommen vorbehalten. 

Artikel 4 

1. Der Dienst ani Wort und die Verwaltung der 
Sakramente geschieht in den Gliedkirchen und Ge­
meinden . nach der Ordnung ihres Bekenntnisses. Ver­
einbarungen über Kanzel-. und Abendmahlsgemein­
schaft bleiben AUfgabe der Gliedkirchen. 

2. Berufenen Dienern am Wort wird der Dienst der. 
Verkündigung auch in Gemeinden eines anderen Be- ·, 
kenntnisses im Rahmen der geltenden Bestimmungen 
der Gliedkirchen nicht verwehrt. 

3. Der ordnungsmäßige Vollzug der Heiligen Taufe 
wird in . all~n Gliedkirchen anerkannt; dasselbe gilt 
für alle Amtshandlungen. ' · 

4. Über die Zulassung zum Heiligen Abendmahl be-~ 
steht innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land keine volle Übereinstimmung. In vielen Glied­
kirchen werden Angehörige eines anderen in der Eva~­
gelischen Kirche in Deutschland geltenden Bekennt­
nisses ohne Einschränkung zugelassen. In keiner Glied­
kirche wird einem Angehörigen eines. in der Evange­
lischen Kirche in Deutschland geltenden Bekenntnisses 
der Zugang .zum Tisch des Herm verwehrt, wo seel­
sorgerliehe Verantwortung oder gemeindliche Verhält­
nisse die Zulassung gebieten. ·Die rechtliche Kirchen­
zugehörigkeit und die Bestimmung über die allgemeine 
Kirchenzucht bleiben in cjedem Falle ·unberührt. 

Artikel 5 

Die Ordnung des Verhältnisses der Gliedkirchen zu­
einander und zur Evangelischen Kirche in Deutschland 
ist eine Ordnung -der Brüderliclikeit: Verhandlungen 
und Auseinandersetzungen sowie die Geltendmachung 
von Rechten und Pflichten zwischen ihnen sollen in 
diesem Geiste stattfinden. 

Ii. Aufgaben 

Artikel 6 

1. Die Evangelische Kircile in Deutschland bemüht 
sich um die Festigung und Vertiefung der Gemein­
schaft unter den Gliedkirchen, hilft ihnen bei der Er­
füllung ihres Dienstes und fördert ·den Austausch ihrer 
Kräfte und Mittel. 

2. Sie Wirkt dahin, daß die Gliedkirchen, soweit nicht 
ihr Bekenntnis entgegensteht, in den wesentlichen Fra­
gen des kirchlichen Lebens und Handeins nach über­
einstimmendEm Grundsätzen verfahren. 

Artikel 7 

Die' Evangelische Kirche in Deutschland fördert und 
unterstützt Einrichtungen und Arbeiten von gesamt­
kirchlicher Bede,utung, insbesondere die wissenschaft­
liche Forschung auf den Gebieten der Theoiogie und 
des Kirchenrechts, die Kirchenmusik, die kirchliche 
Kunst und die Herausgabe kirchlichen Schrifttums. 

Artikel 8 

Die Evangelische Kirche in Deutschland kann den 
Gliedkirchen für ihre Arbeit ·Anregungen geben, ins­
besondere für die Ordn~ngen der Gliedkirchen, für., die 
Zuordnung der kirchlichen Werke innerhalb einer Glied­
kirche zu deren Leitung und für die Gestalt!Ing der 
kirchlichen Presse. 

Artikel 9 

Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Rich.t­
linien aufstellen 

a) für die wissenschaftliche und praktische Ausbil­
dung der Pfarrer und der übrigen kirchlichen 
Amtsträger; 

b) füF die Rechtsverhältnisse und für die wirtschaft­
liche Versorgung der Pfarrer und der übrigen 
kirchlichen Amtsträger; 

c) für die Erhebung kirchlicher Abgaben; 

'd) für die Verwaltung des kirchlichen Vermögens; 

e) für die Vereinheitlichung der kirchlichen Amts­
bezeichmingen und die Benennung der kirchlichen 
Amtsstellen; 

f) für das Archiv- und Kirchenbuchwesen und für 
die kirchlicpe Statistik. 

Artikel 10 

Die Evangelische Kirche in Deutschland kann gesetz­
liche Bestimmungen mit Wirkung für die Gliedkirchen 
erlassen 

a) für Sachgebiete, die im Bereich der Evangelischen 
Kirche in Deutschland bereits .einheitlich geregelt 
waren; 

b) für andere Sachgebiete, weim die beteiligten Glied• 
kireben damit einverstan(ien sind. 
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Artikel 11 

Die Gliedkirchen nehmen über die Bestellung des 
Vorsitzenden ihrer Kirchenleitung mit dem Rat de.r 
Evangelischen Kirche in Deutschland Fühlung, 

Artikel 12 

Kirchengesetze und sonstige Ordnungen mit Gesetzes­
kraft legen die Gliedkirchen spätestens mit der Ver­
kündigung dem Rat der Evangelischen Kirche in 

-Deutschland vor. Sie sind abzuändern, wenn der Rat 
mitteilt, daß sie gegen gesamtkirchliche Ordnungen 
verstoßen. 

Artikel 13 

Alle Gliedkirchen gemeinsam oder einzelne von ihnen 
können der Evangelischen Kirche in Deutschland mit 
Zustimmung des Rates einzelne Aufgaben übertragen 
ode~ die Entscheidung in Fragen überlassen, für welche 
die Gliedkirchen zuständig sind. 

Artikel 14 

Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert die 
Zusammenfassung der der Kirche. imfgetragenen Arbeit 
an den verschiedenen Gruppen von Gliedern der Kirche, 
insbesondere an den Männern, den Frauen und der 
Jugend, soweit sie über den Bereich der Gliedkirchen 
hinausgeht und gesamtkirchlicher Ordnung oder Or­
gane bedarf. Sie regelt die kirchliche Zuordnung dieser 
Arbeit so, daß die Mitarbeit freier Kräfte gewähr­
leistet ist. · 

Artikel 15 

1. Die Evangelische Kirche in Deutschland und die 
Gliedkirchen sind gerufen, Christi Liebe in Wort und 
Tat zu verkünden. Diese Liebe verpflichtet alle Glie­
der der Kirche zum Dienst und gewinnt in besonderer 
Weise Gestalt im Diakonat der Kirche; demgemäß sind 
die diakonisch-missionarischen Werke Wesens- und Le:. 
bensäußerung der Kirche. 

2. Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert 
die in ihrem Gesamtbereich_ arbeitenden Werke der 
Inneren Mission, ungeachtet .Qeren Rechtsform. Ihre 
Verbindung mit der Kirche und den Gemeinden so­
wie die freie Gestaltung ihrer Arbeit werden in Ver­
einbarungen und· entspreChenden Richtlinien gesichert. 

3. Das Hilfswerk der EvangelischenKirchen in Deutsch­
land wird von der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land, den Gliedkirchen und ihren Gemeinden getragen. 
Es dient dem kirchlichen Wieder.aufbau sowie der Lin­
derung und Behebung der Notstände der Zeit. Die 
Ordnung des Hilfswerks bedarf eines Gesetzes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland. -

Artikel 16 

1. Die Evangelische Kirche in De]ltschland und die 
Gliedkirchen wissen, daß die Kirche Christi das Evange­
lium an die ganze Welt zu bezeugen hat. Iw Gehorsam 
gegen den Sendungsauftrag ihres Herrn treiben sie das 
:Werk der Äußeren Mission. 

Die Evangelische Kirch~ in Deutschland fördert die 
Arbeit der Äußeren Mission in Zusammenarbeit mit 
der von den Missionsgesellschaften bestellten V ertl·e­
tung, Sie kann für diese Zusammenarbeit Grundsätze 
aufstellen. 

2. Ebenso weiß sich die Evangelische Kirche in 
Deutschland zum Dienst an der evangelischen Diaspora 
gerufen. Sie fördert die zur Erfüllung dieses Dienstes . 
bestehenden Einrichtungen und die anderen kirch­
lichen Werke, soweit sie itn Gesamtbereich der Evange-

lischen Kirche in Deutschland ihren Dienst tun. Sie 
kann ihnen unter Wahrting ihrer saChlich erforderten 
Selbständigkeit für ihre Arbeit und ihre.Ordnung Riebt-. 
linien geben. - · · 

·Artikel 17 

Die Evangelische Kirche in Deutschland trägt die 
Verantwortung für die deutschen· evangelischen Kir• 
chengemeinschaften, Gemeinden, PfarreMlnd Gemeinde­
~ieder außerhalb Deutschlands, insbesondere soweit 
sie ihr nach Maßgabe gesetzliaher Bestimmungen an­
geschlossen sind. 

Artikel 18 

1. Die Evangelische Kirche in Deutschland- arbeitet 
in der ökumenischen Bewegung mit. · 

2. Die Pflege ökumenischer Beziehungen durch kirch• 
liehe Werke und Verbände und die Mitarbeit einzelner 
Persönlichkeiten an ökumenischen Aufgaben wird da· 
durch nicht beeinträchtigt. Sie soll in-Fühlung mit den 
zuständigen Organen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland geschehen. 

3. Das gleiche gilt von der selbständigen Vertretung 
von Gliedkirchen in bekenntnismäßig gebundenen öku-
menischen Vereinigungen. · 

Artikel 19 

Die Evangelische KirchE;! in 'Deutschland vertritt die 
gesamtkirchlichen Anliegen· gegenüber allen Inhabern 
öffentlicher Gewalt. Sie erstrebt ein einheitliches Han­
deln ihrer Gliedkirchen auf allen Gebieten des öffent­
lichen Lebens. 

Artikel 20 

1. In Erfüilung ihrer Aufgaben kann die Evange­
lische Kirche in Deutschland Ansprachen und Kund­
gebungen ergehen lassen, die leitenden Stellen der 
Gliedkirchen zu Besprechungen versammeln und von 
ihnen Auskunft oder Stellungnahme einholen. · 

2. Sie kann zur Erfüllung bestimmter Aufgaben Kol­
lekten ausschreiben, die in allen Gliedkirchen ein­
zusammeln sind. Ihre Zahl soll jährlich nicht mehr .als 
drei betragen. Die Erhebung weiterer gesamtkirch­
licher Kollekten kann sie den Gliedkirchen empfehlen. 

lll. Gliederung 

Artikel 21 

1. Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutsch-· 
land sind die bestehenden Landes- und Provinzial­
kirchen. 

2. Der ZUsammenschluß, die Neubildung und die Auf­
lösung von Gliedkirchen erfolgt im Benehmen mit der 
Evangelischen Kirche in Deutschland. Das gleiche gilt, 
wenn sich Gliedkirchen ohne Aufgabe ihres rechtlichen 
Bestandes innerhalb der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zusammenschließen. 

3. Jede Gliedkirche steht, unbeschadet ihrer Zu­
gehörigkeit zu einer konfessionell oder territorial be­
stimmten Vereinigung von Gliedkirchen, im unmittel­
baren Verhältnis zur Leitung der Evangelischen Kirche 
in Deutschland. 

4. Bekenritnisverwandte kirchliche Gemeinschafte~ 
körini:m der Evangelischen Kirche in Deutschland durch 
Vereinbarung angeschlossen werden. Die Vereinbarung 
bedarf der Bestätigung durch Kirchengesetz. 
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IY. Organe und Amtsstellen 

Artikel 22 

1. Die Organe der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land sind 

die. Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
die Kirchenkonferenz, 
der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland. 
2. Zur Beratung der leitenden Organe sind für be­

stimmte Sachgebiete kirchliche Kammern aus sachver­
ständigen .kirchlichen Persönlichl{eiten zu bilden. 

Artikel 23 

1. Die Synode hat die Aufgabe, der Erhaltung und 
dem inneren Wachstum der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zu dienen. 

2. Sie beschließt Kirchengesetze nach Maßgabe des 
Artikels 26 Abs. 3, erläßt Kundgebungen, bespricht die 

-.· Arbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland, er­
örtert,Fragen des kirchlichen Lebens und gibt dem Rat 
Richtlinien. 

3. Sie wählt in Gemeinschaft mit der Kirchenkonfe­
renz gemäß Artikel 30 den Rat der Evangelischen Kirche 
in Deutsctiland. 

Artikel 24 

1. Die Synode besteht aus 
100 Mitgliedern, die von den synodalen Organen 

der Gliedkirchen gewählt werden, und 
20 Mitgliedern, die vom Rat berufen werden. 

Für jeden Synodalen _sind 2 Stellvertreter zu bestim­
men. Von den gewählten und berufenen Synodalen 
darf nicht mehr als die Hälfte Theologen sein. · 

2. Die Verteilung der zu wählenden Synodalen auf 
die Gliedkirchen wird durch Gesetz geregelt. 

3. Unter den vom Rat zu berufenden Synodalen sind 
besonders Persönlichkeiten zu berücksichtigen, _"die für 
das· Leben der Gesamtkirche und für die Arbeit der 
kirchlichen Werke BedeutUng haben. 
_ 4. Die Mitglieder der Synode sind an Weisungen nicht 
gebunden. 

5. Die Mitglieder der Kirchenkonferenz nehmen an 
den Beratungen der Synode ohne Stimmrecht teil. 

Artikel 25 

1. Die Amtsdauer der Synode beträgt 6 Jahre. 
2. Die Synode tritt in der Regel einmal im Jahr zu 

einer ordentlichen Tagung zusammen. Sie ist außer­
dem einzuberufen, wenn der Rat oder 30 Synodale es 
verlangen, 

3. Sie wird mit einem .Gottesdienst eröffnet. Ihrer 
Tagung wird im Gottesdi~nst aller Gemeinden fürbit­
tend gedacht. 

Artikel 26 

1. Die Synode wählt für ihre Amtsdauer aus ihrer 
Mitte ein Präsidium, bestellend aus dem Präses, seinen 
Stellvertretern und den Beisitzern. Die Mitglieder des 
Präsidiums bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger im. 
Amt. Der Vorsitzende des Rates soll nicht gleichzeitig 
Präses der Synode sein. 

2. Die Synode beschließt mit Stimmenmehrheit. Sie 
ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel . der Synodalen 
anwesend sind. Sie gibt sich _eine Ge-schäftsordnung. 

3. Kirchengesetze bedürfen einer zweimaligen Be­
ratung und Beschlußfassung. Sie werden der Synode, 
•uch wenn sie aus ~er · Mitte eingebracht werden, 

durch den Rat mit seiner Stellungnahme 1.md mit der 
Stellungnahme der Kirchenkonferenz vorgelegt. · Kir­
chengesetze, welche die Grundordnung der Evangeli .. 
schep. Kirche in Deutschland ändern oder die Be­
ziehungen zum Staat oder zu außerdeutschen Kirchen 
zum Gegenstand haben, bedürfen einer Stimmenmehr­
heit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder und 
der Zustim_1nung der Kirchenkonferenz. 

4. Erhebt der Rat gegen einen Beschluß der Synode 
Einwendungen, so hat die Synode über den Gegenstand 
in einer nicht am gleichen Tage stattfindenden Sitzung 
erneut zu beschließen. Erklären sich zwei Drittel der 
anwesenden Mitglieder der Synode für die Aufrecht­
erhaltung des Beschlusses, so bleibt er bestehen. Gegen 
Wahlen durch die Synode kann der Rat Einwendungen 
nicht erheben. 

5. Kirchengesetze sind im Amtsblatt der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland zu verkünden. Sie treten, 
wenn nichts anderes bestimmt ist, mit dem 14. Tage 
nach der Herausgabe des Blattes in Kraft. 

Artikel 27 
1. Werden in der Synode gegen eine Vorlage Be­

denken erl:wben mit der Begründung, daß sie dem luthe­
rischen, dem reformierten oder einem unierten Be­
kenntnis widerspreche, und können die Bedenken durch 
eine Aussprache in der Synode nicht behoben werden, 
oo versammeln sich die Angehörigen des Bekenntnisses 
zu einem Konvent. · 

2. Die Zugehörigkeit der Synodalen zu einem Kon., 
vent richtet sich nach dem Bekenntnisstand der Glied .. 
kirchen, denen sie angehören. Unierte Gliedkirchen 
könn~n bestimmen, ob die von ihnen entsandten Syno­
dalen dem unierten G>der demjenigen Konvent beitreten 
sollen, der ihrem persönlichen Bekenntnisstand ent .. 
spricht. 

3. Bestätigt der Konvent die Bedenken und können 
sie auch bei nochmaliger Beratung in der Synode nicht 
behoben werden, so kann· die -Synode in dieser Frage 
nicht gegen die Stellungnahme des Konvents ent~ 
scheiden. 

Artikel 28 

1. Die Kirchenkonferenz hat die Aufgabe, über die 
Arbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland und 
die gemeinsamen Anliegen der Gliedkirchen zu beraten 
und Vorlagen oder Anregungen ~n die Synode und 
den Rat gelangen zu lassen. Sie wirkt bei der Wahl 
des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland 
und bei der Gesetzgebung nach Maßgabe von Artikel 23 
Abs. 3 und 26 Abs. 3 mit. 

2. Die Kirchenkonferenz wird von den Kirchenlei­
tungen der Gliedkirchen gebildet. Jede Kirchenleitung 
entsendet ein Mitglied, das nicht dem Rat der _Evange­
lischen Kirche in Deutschland angehören darf. Die Ver­
teilung der Stimz:nen in der Kirchenkonferenz wird 
durch Gesetz geregelt. Die Mitglieder des Rates nehmen 
an den Sitzungen ohne Stimmrecht teil. 

3. Die Kirchenkonferenz wird von dem Vorsitzenden 
des Rates geleitet. Sie tritt auf dessen Einladung nach 
·Bedarf zusammen. Auf Verlangen von drei Gliedkirchen 
muß sie einberufen werden. 

-Artikel 29 

1. Der Rat hat die Aufgabe, die Evangelische Kirche 
in Deutschland zu leiten und zu verwalten. Soweit die 
Befugnisse nicht andern Organen beigelegt sind, ist 

· _er für alle Aufgaben der Evangelischen Kirche in 
-Deutschland zuständig. Der Rat vertritt die Evange• 
-lische Kirche· in Deutschland nach außen. Er 1ta11n 
Kundgebungen erlassen, wenn die Synode ni~t ver· 



Nr. S/1948 AMTSBLATT 

:Sammelt ist. Er legt der Synode auf jeder ordent­
lichen Tagung einen Rechenschaftsbericht vor, der zu 
besprechen ist. 
· 2. Gegenstände, die durch Gesetz zu ordnen sind, 

können ausnahmsweise 'durch Verordnung des Rates 
geregelt werden, wenn' die Sache keinen Aufschub dul­
det,' die Synode nicht versammelt und ihre Einberufung 
nicht möglich oder der Bedeutung der Sache nicht ent­
sprechend ist. Die Grundordnung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland darf durch Verordnung nicht 
geändert~ werden. Verordnungen sind der Synode bei 
ihrem nächsten Zusammentritt vorzulegen. Die Synode 
kann sie ändern oder aufheben. Artikel 26, Abs. 5 fin­
det Anwendung. 

Artikel 30 

' 1. Der Rat besteht ·aus 12 Mitgiiedern. 11 Mitglieder 
~erden von der Synode und der Kirchenkonferenz ge­
meinsam in geheimer Abstimmung mit Zweidrittel­
mehrheit gewählt. Die Kirchenkonferenz kann Vor­
schläge machen. Als weiteres Mitglied gehört der Präses 
der Synode dem Rate an. 

2. Bei der Wahl der Mitglieder des Rates ist die 
bekenntnismäßige und landschaftliche Gliederung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland zu berücksichtigen. 

3. Der Vorsitzende des Rates. und sein Stellvertreter 
werden aus der Mitte der Ratsmitglieder von. der 
qynode und d~r Kirchenkonferenz gemeinsam in ge­
trennten Wahlgängen mit Zweidrittelmehrheit gewählt. 
Der Rat kann Vorschläge machen. 

4. Die Amtsdauer des Rates beträgt 6 Jahre. Wieder­
wahl ist zulässig. Die Mitglieder bleiben bis zur Wahl 
ihrer Nachfolger im Amt. Nach dem Ausscheiden eines· 
Mitgliedes erfolgt Neuwahl gemäß Abs. 1 und 3. 

5. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
tritt nach Bedarf zu. Sitzungen zusammen. In den 
Sitzungen wird mit Stimmenmehrheit entschieden; bei 
Stimmengleichheit gibt derVorsitzende den Ausschlag. 
Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung.· Sie kann vor­
sehen, daß die Erledigung bestimmter Aufgaben einem 
engeren Ausschuß des Rates übertragen Wird. 

Artikel 31 

1. Amtsstellen des Rates sind dl.e Kirchenkanzlei und 
das Kirchliche Außenamt. Sie führen die laufenden 
Geschäfte im Rahmen der kirchlichen Ordnungen nach 
(len Weisungen des Rates. 

2. Der Leiter der Kirchenkanzlei und der Leiter des 
Kirchlichen Außenamtes werden nach Fühlungnahme 
mit der Kirchenkonferenz vom Rat ernannt. 

3. Die erforderliche Zahl von theologischen und rechts­
kundigen Räten für die Amtsstellen wird vom Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland berufen. Zur An­
stellung weiterer Mitarbeiter kann der Rat die Leiter 
der Amtsstellen ermächtigen. 

4. Wenn ··die Verhältnisse es erfordern, kör'men für 
einzelne Teile der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land oder für einzelne Arbeitszweige besondere Amts­
stellen eingerichtet werden. Das Nähere bestimmt der 
Rat. 

Artikel 32 

Zur Entscheidung von Meinungsverschiedenheiten und 
Streitfragen · innerhalb der Evangelischen Kirche · in 

Deutschland und zur Begutachtung von Rechtsfragen 
wird ein Schiedsgerichtshof der Evangelischen Kirche 
in Deutschland eingesetzt, der von jedem der Beteilig­
ten anger.ufen werden kann. Das Nähere wird dur;::h 
Gesetz bestimmt. · 

V. Besondere und Übergangsbestimmungen 

Artikel 33 

1. Die Einnahmen und Ausgaben der Evangelischen 
Kirche in. Deutschland sind für ein Jahr oder für meh~ 

· rere .Jahre auf einen Haushaltsplan zu bringen. Ayts­
gaben, die durch eigene. Einnahmen nicht gedeckt sind, 
werden auf die Gliedkirchen umgelegt. 

2. Der Haushaltsplan sowie die Höhe und der Ver­
teilun&:smaßstab der Umlage werden durch Gesetz fest­
gestellt. Das gleiche gilt für Anleihen und Sicherheits­
leistungen, die nicht aus Mitteln des laufenden Rech­
nungsjahres gedeckt werden können. 

3. Über die Haushalts- und Kassenführung ist jähr­
lich Rechnung zu legen. Die Rechnung wird von einem 
hierzu besti!X\mten Ausschuß geprüft. Auf Grund sei­
nes Berichtes beschließt die Synode über die Entlastung. 

4. Das Nähere über das Haushalts-, Umlage- und 
Kassenwesen wird durch eine Verordnung des Rates 
geregelt. 

Artikel 34 

Die Evangelische Kirclle in Deutschland wird in 
Rechtsangelegenheiten durch den Rat vertreten. Urkun­
den,. welche sie Dritten~ gegenüber verpflichten sollen. 
und Vollmachten sind nam'ens des Rates durch den 
Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter und durch den 
Leiter der Kirchenkanzlei oder seinen geschäftsord­
nungsmäßigen Vertreter unter Beidrück:ung des Sie­
gels zu vollziehen; dadurch wird die Rechtmäßigkeit 
der Beschlußfassung festgestellt. 

Artikel 35 

1. Die Evangelische Kirche in Deutschland als öffent­
lich-rechtliche Körperschaft ist Trägerin der Rechte 
und Verbindlichkeiten des Deutschen Evangelischen 
Kirchenbundes und der Deutschen Evangelischen Kirche. 
Die Verfassung der Deutschen Evangelisch-en Kirche 
vom 11. Juli 1933 .wird hiermit aufgehoben. Im übrigen 
bleibt das gesamtkirchliche Recht .. in Kraft, soweit es 
dieser Grundordnung nicht widerspricht. 

2. Bis zur Bildung des Rates nach Artikel 30 dieser 
Grundordnung werden seine Aufgaben durch den bis­
herigen Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
wahrgenommen. Dieser verteilt erstmalig die nach Ar­
tikel 24 von den Gliedkirchen zu wählenden Mitglie­
der der Synode und beruft erstmalig die Synode ein; 
sein Vorsitzender leitet sie bis zur Wahl des Präses. 
Der bisherige Rat regelt ferner bis zum Erlaß des in 
Artikel 28 Abs. 2 vorgesehenen . Kirchengesetzes die 
Verteiluntf der Stimmen in der Kirchenkonferenz. 

3. Die von dem bisherigen Rat erlassenen Verord-· 
nungen sind der Synode bei ihrem ersten Zusammen­
tritt vorzulegen. 


